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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 

Die in diesem Textteil wiedergegebenen textlichen Festsetzungen sind neben den zeichnerischen Fest-

setzungen ebenfalls Bestandteil der Satzung. Als Beigabe zum Bebauungsplan enthält der Textteil zu-

sätzlich die Begründung und den Umweltbericht.  

Als gesetzliche Grundlagen wurden verwendet: 
 

• Baugesetzbuch (BauGB) 
 In der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. I S. 1353) geändert worden ist. 
 

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) 

 In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 

 

• Gesetz zur Mobilisierung von Bauland (Baulandmobilisierungsgesetz) 
 Vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802). 
 

• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlas-
ten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) 

 Vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Feb-
ruar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist. 

 

• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - 
BImSchG) 

 In der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1362) geändert worden 
ist. 

 

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 
 Vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juli 

2022 (BGBl. I S. 1362) geändert worden ist. 
 

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhal-
tes (Planzeichenverordnung - PlanzV) 

 Vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 

 

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 In der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das durch Artikel 

14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist. 
 
 

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) 
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 Vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 20. Juli 
2022 (BGBl. I S. 1237) geändert worden ist. 

 

• Denkmalschutzgesetz für das Land Rheinland-Pfalz (DSchG) 

 Vom 23. März 1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28. 
September 2021 (GVBI. S. 543). 

 

• Gemeindeordnung für das Land Rheinland-Pfalz (GemO) 

 In der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Januar 2022 (GVBl. S. 21). 

 

• Landesbauordnung für das Land Rheinland-Pfalz (LBauO) 

 Vom 24. November 1998 (GVBl. S. 365), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
28. September 2021 (GVBl. S. 543).  

 

• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft für das Land 
Rheinland-Pfalz (Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG) 

 Vom 06. Oktober 2015 (GVBl. S. 283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 26. 
Juni 2020 (GVBl. S. 287). 

 

• Landeswassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (LWG) 

 Vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08. April 
2022 (GVBl. S. 118). 

 

• Landesnachbarrechtsgesetz für das Land Rheinland-Pfalz (LNRG) 

 Vom 15. Juni 1970 (GVBl. S. 198), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2003 
(GVBl. S. 209) geändert worden ist. 

 

• Landesbodenschutzgesetz für das Land Rheinland-Pfalz (LBodSchG) 

 Vom 25. Juli 2005 (GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 26. Juni 
2020 (GVBl. S. 287). 
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I. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1. Sonstige Sondergebiete – SO 1 Reitanlage (§ 11 BauNVO) 

Im Sondergebiet SO sind folgende Nutzungen zulässig: 

o Wohngebäude für der Zweckbestimmung Reitanlage zugehörigen Inhaber und Beschäf-
tigte, welches dem Betrieb gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet ist, 

o Räume für freie Berufe, die im räumlich-funktionalen Zusammenhang zur Hauptnutzung 
„Pferdehaltung und -zucht“ stehen,  

o Aufenthaltsräume für Mitarbeiter und Reiter, 
o Pferdestallungen mit den dazugehörigen Nebenanlagen, 
o Lagerräume oder sonstige Lagereinrichtungen im Sinne von Nebenanlagen für Futter, Ein-

streu, Mist und Ausrüstungen, Silos, 
o Remisen für Fahrzeuge, Anhänger, landwirtschaftliche Maschinen und Geräte, 
o Reitplätze und –hallen, 
o Stellplätze, 
o Anlagen und Einrichtungen für die Nutzung von Solarenergie in Form von Photovoltaik- 

und Solaranlagen. 

1.2. Sonstige Sondergebiete – SO 2 Stall- und Lagergebäude (§ 11 BauNVO) 

o Pferdestallungen mit den dazugehörigen Nebenanlagen, 
o Lagerräume oder sonstige Lagereinrichtungen im Sinne von Nebenanlagen für Futter, Ein-

streu, Mist und Ausrüstungen, Silos, 
o Remisen für Fahrzeuge, Anhänger, landwirtschaftliche Maschinen und Geräte, 
o Stellplätze, 
o Anlagen und Einrichtungen für die Nutzung von Solarenergie in Form von Photovoltaik- 

und Solaranlagen. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 23 BauNVO) 

2.1. Grundfläche bzw. Grundflächenzahl GFZ (§§ 17, 19 BauNVO) 

Die Grundflächenzahl wird im Sondergebiet SO 1 auf maximal 0,4 festgesetzt.  

Die maximal überbaubare Grundfläche im Sondergebiet SO 2 beträgt 1.800 qm. 

2.2. Geschossflächenzahl 

Die Geschossflächenzahl wird für das Gebiet SO 1 auf maximal 0,8 festgesetzt. 

2.3. Zahl der Vollgeschosse  

Die Zahl der Vollgeschosse wird im Bereich SO 1 auf maximal zwei Vollgeschosse festgesetzt. 

2.4. Höhe Baulicher Anlagen 

Bezugspunkt 
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Als unterer Bezugspunkt für die Ermittlung der Gebäudehöhen wird für den Bereich SO 1 die 

Oberkante des bereits vorhandenen Wirtschaftsweges (östlich an das Plangebiet angrenzend), 

senkrecht zur Mitte der Gebäudeseite festgesetzt, die zum Wirtschaftsweg liegt.  

Für das Sondergebiet SO2 gilt die dem Gebäude unmittelbar vorgelagerte Oberkante des vor-

handenen Geländes. 

Maximale Gebäudehöhe 

Die maximale zulässige Gebäudehöhe wird für das Sondergebiet SO 1 entsprechend dem Ein-
trag in der Nutzungsschablone auf 9,00 m festgesetzt.  

Die maximale zulässige Gebäudehöhe wird für das Sondergebiet SO 2 entsprechend dem Ein-
trag in der Nutzungsschablone auf 5,00 m festgesetzt.  

Die Gebäudehöhe wird zwischen dem Bezugspunkt und dem höchsten Punkt der Dachkon-
struktion gemessen. 

 

Hinweis- Höhenbeschränkung im Schutzstreifen der bestehenden Freileitung: 

Die Unterbauung des Freileitungssschutzstreifens ist höhenmäßig beschränkt statthaft.  

Bauliche Anlagen und Nebenanlagen innerhalb der Schutzstreifen können daher – wenn über-
haupt – nur mit Einschränkungen realisiert werden. In dem Schutzstreifen der Freileitung kann 
im Bereich des SO1 die maximale Gebäudehöhe von 9 m für bauliche Anlagen und deren tech-
nischen Aufbauten nicht realisiert werden. Bei einer Dachneigung größer 15° kann eine maxi-
male Bauhöhe für bauliche Anlagen inklusive deren technischen Aufbauten von 6,5 m (318,5 
m ü NHN) realisiert werden. Für Dachneigungen kleiner/gleich 15° verringert sich diese auf 4,5 
m (316,5 m ü NHN).  

SO 1: Als Bezugshöhe wurde die Fußpunkthöhe der Reithalle von 312,00 m ü. NHN angenom-
men. Die maximalen Bauhöhen des SO1 gelten auch für Nebenanlagen außerhalb der über-
baubaren Flächen.  

In dem Schutzstreifen der Freileitung kann im Bereich des SO2 die maximale Bauhöhe von 5 m 
(319,7 m ü NHN) für bauliche Anlagen inklusive deren technischen Aufbauten unabhängig von 
der Dachneigung realisiert werden.  

SO 2: Als Bezugshöhe wurde die mittlere Geländehöhe des Weges von 314,70 m ü. NHN ange-
nommen.  

Die zulässigen Höhen baulicher Anlagen und Nebenanlagen (z. B. Garagen, überdachte Stell-
plätze, Einfriedungen etc.) sowie technischer Aufbauten auf diesen Anlagen, ergeben sich im 
Einzelfall aus den VDE-Vorschriften (insbesondere DIN VDE 0105 und VDE 0210). Die Errichtung 
von Photovoltaik- und Solaranlagen auf der bestehenden Reithalle sind innerhalb der Schutz-
streifen der Freileitung nicht zulässig.  

Die Herstellung / Änderung baulicher Anlagen und Nebenanlagen innerhalb der Schutzstreifen 
ist in Bezug auf einzuhaltende Sicherheitsabstände zwingend mit der Pfalzwerke Netz AG ab-
zustimmen. Alle genehmigungspflichtigen und -freien Vorhaben sind der Pfalzwerke Netz AG 
zur Prüfung vorzulegen (Lagepläne und Schnittzeichnungen inklusive Höhenangaben in m ü. 
NHN) und bedürfen derer schriftlichen Zustimmung. Es wird empfohlen, alle Vorhaben früh-
zeitig bereits im Stadium der Vorplanung mit der Pfalzwerke Netz AG abzustimmen.  
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3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche sowie Stellung 
der baulichen Anlagen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und §§ 22 und 23 BauNVO) 

3.1. Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 

Als Bauweise wird für die Gebiete SO 1 und SO 2 die „abweichende Bauweise“ festgesetzt. 
Zulässig sind Gebäude mit einer Frontlänge von über 50 m innerhalb der festgesetzten Bau-
fenster. Die nach Landesrecht erforderlichen Abstandsflächen sind dabei einzuhalten. Es sind 
nur Einzelhäuser zulässig.  

Hinweis: Innerhalb des Schutzstreifens dieser 20- kV- Mittelspannungsfreileitung von insge-
samt 22 m Breite (11 m beidseitig der Leitungsachse, Fläche für Geh- Fahr- und leitungsrechte) 
ist die Herstellung/Änderung von Bauwerken und Nebenanlagen eingeschränkt. 

 

3.2. Baugrenze (§23 Abs. 3 BauNVO) 

Die Baugrenzen werden entsprechend dem Eintrag in der Planzeichnung festgesetzt. 

4. Verkehrsflächen (§9 Abs.1 Nr.11 und Abs. 6 BauGB) 

Die private Verkehrsfläche wird gemäß den Einträgen in der Planzeichnung festgesetzt. 

5. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 12     
und § 14 BauNVO) 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind im Bereich SO 1 und SO 2 nur innerhalb der 
überbaubaren Flächen zulässig. Garagen und Stellplätze sind sowohl innerhalb als auch außer-
halb der überbaubaren Flächen zulässig.  

6. Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind, und Ihre Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 
BauGB) 

Um den Mastmittelpunkt der 20-kV Mittelspannungsfreileitung besteht Bauverbot (Errichtung 
baulicher Anlagen und Nebenanlagen) mit einem Radius von 8,0 Metern. In diesem Bereich 
sind auch alle leitungsgefährdenden Maßnahmen unzulässig (Parkplätze, Lagerung von Mate-
rialien, Garagen, Auffüllungen, Abgrabungen, Anpflanzungen) sowie alle ober- und unterirdi-
schen Verrichtungen, welche die Zugänglichkeit des Mastes einschränken oder dessen Stand-
sicherheit beeinflussen.  

Hinweis: Ggf. wird die Errichtung eines Kletterschutzes erforderlich.  

7. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 i. V. m. Nr. 21 BauGB) 

Für die innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches bestehende 20-kV-Mittelspannungsfrei-
leitung wird zugunsten des Betreibers ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht festgesetzt. 

Hinweis: Innerhalb des Schutzstreifens dieser Freileitung von insgesamt 22 m Breite (11 m 
beidseitig der Leitungsachse) ist die Herstellung/Änderung von Bauwerken und Nebenanlagen 
eingeschränkt. Veränderungen des Geländeniveaus sowie leitungsgefährdende Maßnahmen 
sind zu unterlassen und ist die Anpflanzung von Bäumen grundsätzlich nicht zulässig. Die 
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Anpflanzung von niedrig wachsenden Sträuchern und Gehölzen innerhalb des Schutzstreifens 
ist grundsätzlich zulässig. 

8. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB) sowie Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Pflanzstreifen PS1:  

Innerhalb der Bereiche des mit PS 1 gekennzeichneten Pflanzstreifen sind die bestehenden 
Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzung dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Ausfallende 
Pflanzungen sind in der nächsten Pflanzperiode gleichartig zu ersetzen.  

Anpflanzungen innerhalb der Fläche für Geh- Fahr- und leitungsrechte sowie innerhalb der 
Fläche, die von Bebauung freizuhalten ist:  

Innerhalb des Schutzstreifens dieser 20- kV- Mittelspannungsfreileitung von insgesamt 22 m 
Breite (11 m beidseitig der Leitungsachse, Fläche für Geh- Fahr- und leitungsrechte) ist das 
Anpflanzen von hochwüchsigen Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen unzulässig. 
In dem mit einem Geh- Fahr- und Leitungsrecht gekennzeichneten Bereich sind ausschließlich 
niedrigwüchsige Gehölze der beiliegenden Pflanzempfehlungsliste (z.B. niedrigwüchsige Sträu-
cher) zulässig.  

Hinweis: Bestehende Bäume und Gehölze müssen ggf. gekürzt werden damit die Mindestab-
stände zur Freileitung eingehalten werden. Der vorhandene Baumbestand und etwaige Begrü-
nungsmaßnahmen innerhalb der ausgewiesenen Schutzstreifen der 20-kV-Freileitung sind, in 
Bezug auf einzuhaltende Sicherheitsabstände, mit dem Leitungsbetreiber Pfalzwerke Netz AG 
abzuklären und bedürfen dessen Zustimmung. 

Wasserdurchlässige Beläge: 

Nicht überdachte Zuwegungen, Fuß- und Radwege sowie ebenerdige Kfz – Stellplätze sind mit 
Ausnahme der Zufahrten und Rangierflächen – soweit andere gesetzliche Regelungen nicht 
entgegenstehen – ausschließlich in wasserdurchlässigen Belägen wie z. B. Drain- oder Rasen-
pflaster, Schotterrasen oder offenporigem Wabenfugenpflaster und versickerungsfähigem Un-
terbau auszuführen. 

Mischwald 

Der Mischwald im südlichen Teil des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist nach §9 Abs. 
1 Nr. 25 b BauGB zu erhalten. 

Ausgleichsfläche AF 1 

Nach § 9 Abs. 1 a) BauGB wird entsprechend dem Eintrag in der Planzeichnung in der Flur 0 auf 
den Parzellen 1950/1 und 1950/2 eine Fläche zum Ausgleich für die mit der Planung einherge-
henden Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB festgesetzt.  

Innerhalb der Ausgleichsflächen ist entlang des Wirtschaftsweges (Flur 0, Parzelle 1959/ 4) eine 
Baumreihe (Pflanzabstand 10 - 12m) bestehend aus siebzehn einheimischen, standortgerechten 
Bäumen anzulegen und dauerhaft zu unterhalten.  
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II. PFLANZEMPFEHLUNGSLISTE  
 

Bäume. z.B. 

Vogelkirsche   Prunus avium 

Spitzahorn   Acer platanoides 

2xv., o.B.,10 - 12 STU 

mittelgroße bis große Straucher.  z.B.: 

Roter Hartriegel  Cornus sanguinea 

Haselnuss   Corylus   avellana 

Gemeiner   Schneeball  Viburnum    opulus 

Schwarzer Holunder  Sambucus   nigra  

2x., o.B., 60 - 100 cm 

Feldahorn    Acer campestre 

Hainbuche   Carpinus betulus 

2xv., o.B., 80 - 100 cm 

niedrige Sträucher, z.B.: 

Niedriger Liguster  Ligustrum vulgare 'Lodense'  

Glanzrose   Rosa nidita 

2xv., o.B., 30- 40 cm 

Alpenbeere   Ribes alpinum 

2xv., o.B., 60- 100 cm 

Kletterpflanzen, z.B.: (Zusatz 1. Änderung) 

Efeu    Hedera helix 

Wilder Wein   Parthenocissus tricuspidata "Veitchii" 

Pflanzstreifen (Strauchhecke): 

Kornelkirsche   Cornus mas 

Haselnuss   Corylus avellana 

Gemeiner Liguster   Ligustrum vulgare 

Schwarzer Holunder  Sambucus nigra 

2xv., o.B., 60- 100 cm 
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III. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

9. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO) 

9.1. Dachformen und Dachneigung 

Innerhalb des Sondergebietes SO sind für Hauptgebäude Sattel- und Walmdächer mit einer 

Dachneigung von 7° bis 25° zulässig. Für Nebenanlagen gem. §14 BauNVO sind zudem Pultdä-

cher zulässig.  

Ausnahmen von den im Bebauungsplan festgesetzten Dachneigungen können für Anbauten 

(Nebentrakte) eines Hauptgebäudes zugelassen werden, wenn sie sich dem Erscheinungsbild 

des Hauptgebäudes (Hauptkörpers) unterordnen.  

9.2. Dachaufbauten 

Dachaufbauten (Gauben) sind für die Belichtung des Dachraumes zulässig. Die Gauben dürfen 

die Traufe nicht unterbrechen und sind nur in einem Mindestabstand von 1,0 m von dem Ort-

gang zulässig. 

9.3. Dacheindeckung 

Die Dacheindeckung darf nur in rötlich bis brauner Tönung erfolgen. Im Freileitungs-Schutzbe-

reich muss die Eindeckung hart und feuerhemmend gemäß DIN 4102 ausgeführt werden. 
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I. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (§ 9 ABS. 6 BAUGB 
 

Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen, gemeindliche Regelungen zum An-

schluss- und Benutzungszwang sowie Denkmäler nach Landesrecht sollen in den Bebauungsplan nach-

richtlich übernommen werden, soweit sie zu seinem Verständnis oder für die städtebauliche Beurtei-

lung von Baugesuchen notwendig oder zweckmäßig. 

 
Denkmalschutz 

In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie ist im Geltungsbereich der o.g. Planung 

eine archäologische Fundstelle verzeichnet. Es handelt sich dabei um ein allgemein vorgeschichtliches 

und hallstattzeitliches Hügelgräberfeld (Fundstelle Enkenbach 17).  
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II. HINWEISE 
 

Ordnungswidrigkeiten (§ 88 LBauO) 

Ordnungswidrig im Sinne des § 89 LBauO handelt, wer den Festsetzungen der hiermit nach § 88 LBauO 

i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 

Ordnungswidrigkeiten (§ 213 BauGB) 

Verstöße gegen die Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB (Pflanzvorschriften) werden gemäß 

§ 213 BauGB als Ordnungswidrigkeiten geahndet. 

Oberirdische Leitungstrassen – 20kV-Mittelspannungsfreileitung 

Allgemeiner Hinweis: 

Die Errichtung und/oder Änderung baulicher Anlagen im Schutzstreifen der 20-kV-Freileitung bedarf 

der Zustimmung der Pfalzwerke Netz AG. Hierzu sind alle genehmigungsbedürftigen und genehmi-

gungsfreien Vorhaben der Pfalzwerke Netz AG zur Stellungnahme vorzulegen.  

Eine Zustimmung wird nur unter der Voraussetzung erteilt, dass die in der Stellungnahme genannten 

Auflagen von den Antragsstellern für sich und ihre Rechtsnachfolger, sowie von nachfolgenden Erwer-

bern der Grundstücke als bindend anerkannt werden. In diesem Zusammenhang wird den Antragstel-

lern empfohlen, ihre Vorhaben in Bezug auf einzuhaltende Abstände zu der Freileitung bereits im Sta-

dium der Vorplanung mit der PFALZWERKE Pfalzwerke Netz AG abzustimmen. Oberirdische Leitungs-

trassen – 20kV-Mittelspannungsfreileitung 

Freileitung: 

Innerhalb des Plangebiets verläuft eine oberirdische Versorgungsleitung (20-kV-Mittelspannungsfrei-

leitung). Der ungefähre Verlauf der Leitung wurde entsprechend in der Planzeichnung zum hier be-

trachteten Bebauungsplan gekennzeichnet. Die tatsächliche Lage und somit auch die Leitungsrechte 

ergeben sich aus der Örtlichkeit. Sämtliche Arbeiten im Bereich der 20kV-Mittelspannungsfreileitungn 

sind immer anzuzeigen und mit dem Versorgungsträger abzustimmen. Innerhalb des markierten 

Schutzstreifens der 20kV-Mittelspannungsfreileitung sind keine Anpflanzungen von hochwüchsigen 

Bäumen oder Sträuchern vorzunehmen. Im Bereich des Mastes sind keine Anpflanzungen und keine 

Bebauung zulässig. Die Herstellung/Änderung von Bauwerken und Nebenanlagen innerhalb der aus-

gewiesenen Schutzzone der 20 kV Freileitung, ist, in Bezug auf einzuhaltende Sicherheitsabstände, mit 

dem Leitungsbetreiber abzuklären und bedarf dessen Zustimmung. Hierzu sind alle genehmigungsbe-

dürftigen/-freien Vorhaben dem Leitungsbetreiber vorzulegen. Es wird empfohlen die Vorhaben be-

reits im Stadium der Vorplanung mit dem Leitungsbetreiber abzustimmen. Nach DIN EN 50341-2-4 

(VDE 0210-2-4) ist zu beachten, dass die verbindlichen Sicherheitsabstände eingehalten werden, um 

zu gewährleisten, dass weder Personen noch Gegenstände bzw. Objekte in einem fiktiven Umkreis um 

das Leiterseil eindringen können, um die Betriebssicherheit der Freileitung zu beeinflussen als auch die 

öffentliche Sicherheit zu gefährden. Bei Unterschreitung der Schutzabstände besteht akute Lebens- 

und Unfallgefahr! Der Einsatz von hochragenden Geräten innerhalb und im näheren Bereich des 

Schutzstreifens bedarf der Abstimmung mit dem zuständigen Unternehmen (Pfalzwerke Netz AG Kran-

anlagen dürfen nur unter Wahrung eines ausreichenden Abstands eingesetzt werden. Es wird auf die 

Gefahren bei Arbeiten in der Nähe von Versorgungsleitungen hingewiesen. Bereits eine Annäherung 

mit Baumaschinen und der-gleichen, insbesondere an die Leiterseilestelle der Freileitung bedeutet für 
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die an der Baustelle tätigen Personen Lebensgefahr. Gehölze und Sträucher müssen auch, soweit sie 

außerhalb des Schutzstreifens stehen, so niedrig gehalten werden, erforderlichenfalls auch entfernt 

werden, dass Betriebsstörungen nicht eintreten können. Rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten ist zur 

Abstimmung und zur Einweisung vor Ort der Kontakt mit dem zuständigen Unternehmen (Pfalzwerke 

Netz AG) aufzunehmen. Die Pfalzwerke Netz AG ist im Baugenehmigungsverfahren oder sonstigen Vor-

haben, Anträgen o.Ä., die die Leitungen betreffen könnten, zu beteiligen. Anschüttungen und Planie-

rungen dürfen nur unter Einhaltung der Schutzabstände gemäß Leitungsschutzanweisung zur beste-

henden Mittelspannungsleitung vorgenommen werden, Aushub und Baumateriallagerung unter der 

bestehenden Mittelspannungsleitung sind unzulässig.  

Archäologische Funde 

In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie ist im Geltungsbereich der o.g. Planung 

eine archäologische Fundstelle verzeichnet. Es handelt sich dabei um ein allgemein vorgeschichtliches 

und hallstattzeitliches Hügelgräberfeld (Fundstelle Enkenbach 17). Da jedoch nicht davon auszugehen 

ist, dass das o.g. Vorhaben die genannten Fundstellen berührt, haben wir gegen die Planung keine 

Bedenken. 

Es ist jedoch nur ein geringer Teil der tatsächlich im Boden vorhandenen, archäologischen Denkmale 

bekannt.  

1. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die §§ 17 und 18 des Denkmal-schutzgesetzes 
(DSchG) vom 23.3.1978 (GVBI., 1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
28.09.2021 (GVBI. S. 543), hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, archäologische Fund 
unverzüglich zu melden, die Fundstelle so weit als möglich unverändert zu lassen und die Gegen-
stände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch 
nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE: 

3. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäolo-
gie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere Rettungsgrabungen, in Absprache 
mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen For-
schung entsprechend durchführen können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je 
nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzi-
elle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich. 

 

Hinweis zur Behandlung von Niederschlagswasser: 

Gem. § 37 Abs. 4 HWG soll, soweit wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegen-

stehen, Niederschlagswasser von demjenigen verwertet werden, bei dem es anfällt. 

Gem. § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz soll das unbedenkliche Niederschlagswasser ortsnah versi-

ckert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit dem Schmutzwasser in 

ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-recht-

liche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.  

Unverschmutzte Oberflächenwasser soll gesammelt und als Brauchwasser oder zur Gartenbewässe-

rung verwendet werden. 

Ergänzend kann das auf Dachflächen anfallende Niederschlagswasser gesammelt werden. Die Nutzung 

von Regenwasser gemäß dem Stand der Technik wird empfohlen. Sofern Zisternen eingebaut werden, 

ist zur Ableitung größerer Regenereignisse bei gefüllten Zisternen ein Notüberlauf mit freiem Abfluss 

in das öffentliche Kanalsystem vorzusehen. Ein Rückstau von der Kanalisation in die Zisterne muss 
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durch entsprechende technische Maßnahmen vermieden werden. Bei anstehenden versickerungsfä-

higen Böden kann die Notentlastung über eine Versickerungsmulde erfolgen.  

Sofern die Sammlung von Niederschlagswasser in Zisternen zur Brauchwassernutzung u.a. für die Toi-

lettenspülung vorgesehen ist, sind zudem die nachfolgenden Hinweise entsprechend zu berücksichti-

gen:  

• Es dürfen keine Verbindungen zum Trinkwassernetz hergestellt werden;  
• Sämtliche Leitungen im Gebäude sind mit der Aufschrift/Hinweisschild „Kein 

Trinkwasser" zu kennzeichnen. 
• Gemäß TrinkwV ergibt sich eine Anzeigepflicht für Regenwassernutzungsanla-

gen in Haushalten gegenüber dem Gesundheitsamt 
• Bei der Installation sind die Technischen Regeln, hier insbesondere die DIN 

1988 sowie die DIN 1986 und DIN 2001 zu beachten.  
• Der Träger der Wasserversorgung sollte über solche Planungen/Einbauten/In-

stallationen informiert werden.  

Durch die Nutzung des gesammelten Niederschlagwassers als Brauchwasser kann der Verbrauch von 

sauberem Trinkwasser verringert werden. Hierdurch wird der Eingriff in den Natur- und Wasserhaus-

halt gemindert. Auch ist die Einleitung von Stoffeinträgen in den Bodenkörper gering zu halten. Um 

dem Aspekt des Schadstoffrückhalts ist eine Versickerung über die belebte Bodenzone daher zu ver-

meiden. Insgesamt dient diese Maßnahme daher auch dem Schutz von Boden und Natur. 

 

 


